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Dreßler erwägt offenbar
Übertritt zur Linkspartei
Berlin. Der SPD-Sozialexperte
Rudolf Dreßler erwägt einen
Übertritt zur Linkspartei.
„Man soll niemals nie sagen“,
sagte Dreßler dem „Neuen
Deutschland“ (Freitagausga-
be). Entscheidend seien für
ihn die kommenden Monate:
„Programmdebatte, weitere
Arbeitsergebnisse als Koaliti-
onspartner, Wahlprogramm.“
Die Übertritte von Oskar La-
fontaine und Ulrich Maurer
von der SPD zur Linkspartei
bezeichnete Dreßler als „lo-
gisch und konsequent“. dpa

Türkei will Direktwahl
des Staatspräsidenten
Ankara. Der türkische Staats-
präsident soll nach einer vom
Parlament in Ankara verab-
schiedeten Verfassungsände-
rung künftig vom Volk gewählt
werden. Für den von der isla-
misch-konservativen Regie-
rungspartei eingebrachten
Vorschlag votierten gestern in
zweiter Lesung zwei Drittel
der Mandatsträger. dpa
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Bremen. Die SPD in der Hanse-
stadt gilt vor der Bürgerschafts-
wahl am Sonntag als sicherer
Wahlsieger, einzig die Frage
nach ihrem Koalitionspartner
scheint noch offen. Das seit
zwölf Jahren von einem
schwarz-roten Bündnis regierte
kleinste Bundesland ist das ein-
zige, in dem in diesem Jahr ein
neues Parlament bestimmt
wird. So gerät die Wahl am
Sonntag einerseits zu einem
Stimmungstest für die große
Koalition im Bund, andererseits
weckt sie bei den Grünen die
Hoffnung, zumindest in einem
Land wieder mitregieren zu
können. Denn der Regierungs-
chef und SPD-Spitzenkandidat

Jens Böhrnsen hält sich bis zum
Wahltag alle Optionen offen.

Nach seiner Wunschverbin-
dung befragt, erklärt er gern sei-
ne „klare Präferenz für die
SPD“. Oder noch allgemeiner
formuliert: „Koalitionen sind
ein Ergebnis von Wahlen.“ Da
seine Partei jüngsten Umfragen
zufolge auch gemeinsam mit
den Grünen eine komfortable
Mehrheit erreichen könnte,
bleibt mithin im Unklaren, ob
Böhrnsen an dem Bündnis mit
seinem Stellvertreter Thomas
Röwekamp (CDU) festhalten
wird. Sowohl die Union als auch
die Grünen buhlen daher in die-
sen Tagen um die Gunst der
SPD. So betont Röwekamp gern
die Erfolge der großen Koaliti-
on: „Die letzten zwölf Jahre ha-
ben Bremen gut getan“, sagte er
zu Wochenbeginn. 

Wie die SPD setzte seine Par-
tei während des Wahlkampfs
insbesondere sozial- und fami-
lienpolitische Akzente, mit
Blick etwa auf den Fall des zu
Tode misshandelten kleinen
Kevin und Bremens Schlusspo-
sition beim Unicef-Bericht zur
Lage von Kindern. Auch die
SPD-Forderung nach einem
Mindestlohn machten sich die
Christdemokraten zu eigen – al-
lerdings mit staatlichem Zu-
schuss als Kombilohn. 

Angesichts derartiger Unei-
nigkeiten im Detail wittert die
Grünen-Spitzenkandidatin Ka-
roline Linnert nach zwölf Jah-
ren auf der Oppositionsbank ih-
re Chance. Optimistisch bläst
sie bereits zum „Endspurt zur
Schlüsselübergabe“. Allerdings

herrscht bei den Wählern nach
einer Studie der Universität
Bremen „keine klare Wechsel-
stimmung“, auch wenn viele

Bürger inzwischen mit der Ar-
beit der großen Koalition unzu-
frieden seien. Den jüngsten
Umfragen zufolge halten 47 be-

ziehungsweise 54 Prozent der
Bremer die derzeitige Regie-
rungskonstellation weiterhin
für die beste Wahl – gegenüber
36 bis 37 Prozent Rot-Grün-Be-
fürwortern. Während den Mei-
nungsforschern zufolge die SPD
ihr Wahlergebnis von 42 Pro-
zent aus dem Jahr 2003 in etwa
wiederholen und die CDU ge-
genüber den damals erzielten
knapp 30 Prozent leicht verlie-
ren könnte, dürfen die Grünen
jedenfalls auf einen weiteren
Stimmzuwachs von 12,8 auf 14
bis 15 Prozent hoffen. Die FDP
schickt sich an, die Fünf-Pro-
zent-Hürde zu überspringen –
ebenso wie womöglich die
Linkspartei, die damit erstmals
in ein westdeutsches Landes-
parlament einzöge. Mit Span-
nung erwartet wird das Ab-
schneiden der rechtsextremen
DVU. Ihr genügten 1999 knapp
sechs und 2003 gut sieben Pro-
zent in Bremerhaven, um in die
Bürgerschaft mit einem Abge-
ordneten einzuziehen. Auch der
FDP kam die Regelung zuletzt
noch zugute. Einig sind sich alle
Parteien in einer Frage: Sie wol-
len die Selbstständigkeit Bre-
mens als Bundesland erhalten. 

Als polarisierendes Thema
erwies sich dagegen die Lehrer-
tätigkeit der früheren RAF-Ter-
roristin Susanne Albrecht an ei-
ner Bremer Schule. Dass sie, die
1977 am Mord an dem Bankier
Jürgen Ponto beteiligt war, Kin-
der unterrichte, sei das falsche
Signal, betonte Röwekamp. Alt-
bürgermeister Henning Scherf
(SPD) warnte die CDU vor po-
pulistischem Wahlkampf. 

Regierungschef Böhrnsen hat die Wahl 
Laut Umfragen ist bei der Bürgerschaftswahl in Bremen eine große Koalition oder Rot-Grün möglich 

Die Bürgerschaftswahl in Bre-
men dürfte zum Stimmungstest
für die große Koalition im Bund
werden. Hält das schwarz-rote
Bündnis in der Hansestadt? 

Von afp-Mitarbeiter
Deike Schmidt 

Die Wahlkampfplakate der Parteien für die Wahl der Bremer Bür-
gerschaft mit den jeweiligen Spitzenkandidaten (von l. oben nach r.
unten), Jens Böhrnsen für die SPD, Thomas Röwekamp für die
CDU, Karoline Linnert (Grüne) und Magnus Buhlert (FDP). Foto: dpa
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Nach den Razzien gegen G8-Geg-
ner hat es Demonstrationen und
Ausschreitungen in mehreren
Großstädten gegeben. War die Ak-
tion überzogen?

Freiberg: Nein. Es gab im Zu-
sammenhang mit dem G8-Tref-
fen bereits eine Reihe von Brand-
anschlägen, und
es gibt Hinweise,
dass einige beim
Gipfel Anschläge
verüben wollen.
Wenn die Bundes-
anwaltschaft Er-
kenntnisse hat,
dass es hier eine
neue kriminelle
Vereinigung gibt,
dann muss sie Be-
weise sichern und Festnahmen
vornehmen. Es geht um schwere
Straftaten.

Der Vorwurf der Bildung einer ter-
roristischen Vereinigung ist ein
Hammer für die vielen friedlichen
Globalisierungsgegner.

Freiberg: Ich bitte darum, die
Dinge auseinander zu halten. Un-
sere Aufgabe als Polizei ist es
auch, dafür zu sorgen, dass Leute
friedlich gegen den G8-Gipfel de-
monstrieren können. Die Men-
schen wollen ihren Protest los-
werden, und wir wollen ebenfalls,
dass dieser Protest sichtbar sein
kann. Aber Gewalt und Anschläge
müssen wir verhindern.

Wird mit den Razzien nicht die
Stimmung angeheizt, so dass man
die Gewalt erst auslöst?

Freiberg: Eine Polizei muss
dann handeln, wenn Beweise zu
sichern oder Personen festzu-

nehmen sind oder wenn es darum
geht, weitere Anschläge zu ver-
hindern. Da kann man sich den
Zeitpunkt nicht aussuchen.

Wie gefährdet ist der Gipfel in
Heiligendamm?

Freiberg: Das kann ich ab-
schließend nicht sagen. Leider
wird die Situation immer schwie-
riger, weil wir auf immer mehr
Gewalt treffen und auf immer
mehr Leute, die Gewalt planen.
Das ist natürlich beunruhigend.
Es gibt die Gefahr gewalttätiger
Aktionen bei den Gegendemons-
trationen, es gibt die Gefahr von
Anschlägen, vor allem Brandan-
schlägen, auch in anderen Städ-
ten und dann gibt es nach wie vor
die Bedrohung durch den inter-
nationalen Terrorismus.

2006 Fußball-WM, jetzt dies.
Kann die Polizei das stemmen?

Freiberg: Man muss klar von ei-
ner Überlastung der Polizei spre-
chen. Über 16 000 Beamte sind
für den Gipfel bisher schon ange-
fordert, und das werden sicher
noch mehr werden. Aber die nor-
male Arbeit muss trotzdem über-
all weitergehen.

Welche Forderungen leiten Sie da-
raus ab?

Freiberg: Die Politik kann für
die Polizei nicht immer neue Auf-
gaben und Prioritäten definieren
und gleichzeitig überall in den
Ländern das Personal kürzen.
Das wird sich rächen.

Innenminister Schäuble will bei
Ereignissen wie diesem die Bun-
deswehr einsetzen. Wäre das beim
G8-Gipfel nicht echt eine Hilfe?

Freiberg: Ich halte das für ver-
antwortungslos. Die Bundeswehr
hilft schon viel, in Katastrophen-
fällen zum Beispiel. Aber es wäre
ein schwerer Fehler, ihr polizeili-
che Aufgaben zu übergeben. Das
kann sie nicht, das ist nicht ihr
Job und nicht ihr Auftrag. Ich
hoffe nicht, dass es je so weit
kommt.

„Wir wollen, dass friedlicher
Protest sich äußern kann“

GdP-Chef Freiberg ist vor dem G8-Gipfel beunruhigt 

Berlin. Die Spannungen vor dem
G8-Gipfel nehmen zu. Der Vor-
sitzende der Gewerkschaft der
Polizei (GdP), Konrad Freiberg
(Foto: dpa), ist beunruhigt über
die zunehmende Gewaltbereit-
schaft in der Szene. Im Gespräch
mit SZ-Korrespondent Werner
Kolhoff verteidigte Freiberg das
Vorgehen der Innenbehörden.

Konrad
Freiberg


